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(Fr. 10268.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinde Gaarden mit der Stadt— 
gemeinde und dem Stadtkreiſe Kiel. Vom 30. März 1901. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die Landgemeinde Gaarden wird vom 1. April 1901 ab mit der Stadt- 
gemeinde und dem Stadtkreiſe Kiel nach Maßgabe der in der Anlage abgedruckten 
Beſtimmungen des zwiſchen den beiden Gemeinden abgeſchloſſenen Vertrags vom 
13. September 1900 vereinigt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. März 1901. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. April 1901. 


Anlage. 


Vertrag, 
betreffend 


die Vereinigung der Landgemeinde Gaarden im Kreiſe Plön 
mit der Stadt Kiel. 


Doe der Stadt Kiel einerſeits und der Gemeinde Gaarden, Kreis Plön, 
andererſeits iſt auf Grund Beſchluſſes der ſtädtiſchen Kollegien zu Kiel vom 
7. September 1900 beziehungsweiſe der Gemeindevertretung zu Gaarden vom 
4. September 1900 folgender Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen 
worden. 

§ 1L 


Die Landgemeinde Gaarden wird vom 1. April 1901 an von dem Kreiſe 
Plön getrennt und unter den nachfolgenden Bedingungen mit der Stadt Kiel 
vereinigt. 

Die Angehörigen der beiden bisher getrennten Gemeinden werden vom 
Tage der Vereinigung an rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte und Pflichten 
ſowie rückſichtlich der Theilnahme an den beiderſeitigen Kommunalanſtalten ein- 
ander grundſätzlich gleichgeſtellt. Ob und wann die Uebertragung ſtädtiſcher Ein- 
richtungen auf Gaarden ſtattfinden ſoll, unterliegt in jedem einzelnen Falle der 
pflichtmäßigen Beſchlußfaſſung der Stadtkollegien, unter gewiſſenhafter Abwägung 
der Intereſſen auch der eingemeindeten Bevölkerung. 


2 


Von dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden übernehmen die Ge- 
meindebehörden der Stadt Kiel in Gaarden die Verwaltung der Gemeinde 
Angelegenheiten ſowie der den ſtädtiſchen Behörden zugewieſenen ſtaatlichen Ob— 
liegenheiten. 

Die Gemeindebehörden Kiels treten in alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche oder ſonſtige Beſtimmungen oder durch 
beſondere Rechtstitel den Gemeindebehörden zu Gaarden zuſtehen oder obliegen, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag etwas Abweichendes beſtimmt wird. 


F. 3. 

Die in Kiel beſtehenden Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen, 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Kiel geltenden Gemeinde- 
beſchlüſſe und die über die Beſoldung der ſtädtiſchen Beamten und Lehrer 
geltenden Normal-Etats, ſoweit fie nicht eine beſchränkte örtliche Gültigkeit vor- 
ſchreiben, erhalten in Gaarden Wirkſamkeit, ſofern nicht in dieſem Vertrag, 
insbeſondere durch den Schlußabſatz des $. 1, etwas Abweichendes beſtimmt iſt. 

Die ſtädtiſchen Behörden zu Kiel haben die erforderlichen Anordnungen 
zum Zwecke der Einführung der Kieler Ortsſtatute und Gemeindebeſchlüſſe in 
Gaarden zu treffen. è 

Von dem Tage der Einführung an verlieren die entſprechenden Statuten 
und Gemeindebeſchlüſſe von Gaarden ihre Geltung. 


F. 4. 

Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung zu Kiel wird 
mit dem 1. April 1901 von 24 auf 30 erhöht, von denen 3 für die Dauer ihrer 
bis zum Jahre 1907 währenden Wahlperiode in dem bisherigen Gemeindebezirke 
Gaarden ihre Wohnung haben müſſen. 

Dieſe 3 Stadtverordneten werden von der Gemeindevertretung in Gaarden 
aus ihrer Mitte noch vor der Eingemeindung nach Maßgabe der $$. 76 bis 83 
der Landgemeindeordnung vom 4. Juli 1892 gewählt. 

Scheidet einer von ihnen — ſei es durch Aufgabe ſeiner Wohnung in 
Gaarden oder aus einem anderen Grunde — vor der regelmäßigen Ergänzungs⸗ 
wahl aus der Stadtverordnetenverſammlung aus, ſo iſt die Erſatzwahl nach den 
allgemeinen Vorſchriften für die Wahl der Kieler Stadtverordneten, jedoch unter 
Beſchränkung der Wählbarkeit auf die im ehemaligen Gemeindebezirke Gaarden 
wohnhaften Bürger vorzunehmen. 

Von den zur Zeit der Kieler Stadtverordnetenverſammlung angehörigen 
Mitgliedern ſcheiden bis zum Jahre 1906 einſchließlich jährlich 4 aus; im Jahre 1907 
ſcheiden die 6 mit dem 1. April 1901 feit der Eingemeindung hinzugetretenen 
aus; vom Jahre 1908 an regelmäßig je 5 nach der geſetzlichen Reihenfolge. 

Vom Jahre 1907 an erfolgen die Wahlen durchweg nach den allgemeinen 
Vorſchriften über die Wählbarkeit. 

$. 5. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden tritt in Gaarden mit 
den im F. 6 näher dargelegten Ausnahmen dieſelbe Kommunalbeſteuerung, wie 
ſie in Kiel beſteht, ein; es werden ferner ſofort von dieſem Zeitpunkt an in 
Gaarden die gleichen kommunalen Abgaben und Gebühren, z. B. Schulgeld, wie 
in Kiel erhoben. 

Dagegen treten, gleichfalls mit den im F. 6 feſtgeſetzten Ausnahmen, die 
jetzt in Gaarden geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und 


das Abgabenweſen außer Kraft. 
16° 


=; 

1. Die nach Maßgabe der Gaardener beſonderen Gebäudeſteuerordnung 
jetzt in Gaarden zur Hebung gelangende Gebäudeſteuer wird für die erſten fünf 
Jahre vom 1. April 1901 ab in der jetzigen Höhe von 10 Prozent des Brutto- 
mietheertrags beziehungsweiſe Nutzungswerths der Gebäude forterhoben, jedoch 
vom 1. April 1904 ab nicht über einen Jahresbetrag von 125000 Mark hinaus. 

2. Die nach Maßgabe der Gaardener beſonderen Gewerbeſteuerordnung jetzt 
in Gaarden zur Hebung gelangende Gewerbeſteuer wird für die erſten drei Jahre 
vom 1. April 1901 ab in der jetzigen Höhe von 190 Prozent der ſtaatlich ver- 
anlagten Gewerbeſteuer mit beſonderen Zuſchlägen nach der Arbeiterzahl und dem 
Gebäudeſteuernutzungswerthe forterhoben. 

3. Die Beſtimmungen zu 1 und 2 gelten, unbeſchadet des Rechtes der 
Stadtkollegien, auch ſchon vor Ablauf der angegebenen Friſten eine einheitliche 
Erhebung der Grundſteuer von den Gebäuden beziehungsweiſe der Gewerbeſteuer 
zu beſchließen. 

Sl 


Das ſämmtliche bewegliche und unbewegliche Vermögen der Stadt Kiel 
und der Gemeinde Gaarden wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem 
einzigen Ganzen verſchmolzen; die Stadtgemeinde Kiel tritt mithin in alle Ber- 
mögensrechte und Verbindlichkeiten der Gemeinde Gaarden als Rechtsnachfolgerin 
ein, in die Verbindlichkeiten jedoch nur unter der Bedingung, daß aus dem 
Auseinanderſetzungsverfahren anläßlich des Ausſcheidens der Gemeinde Gaarden 
aus dem Kreiſe Plön irgendwelche finanzielle Belaſtung für die Stadt Kiel 
nicht erwächſt. 

§. 8. 


Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Gaarden ſtehenden 
lebenslänglich angeſtellten Gemeindebeamten ſowie die Volks- und Mittelſchullehrer 
gehen von dieſem Zeitpunkt an in den Dienſt der Stadt Kiel über und ſind 
von da ab bezüglich ihres Gehalts beziehungsweiſe Penſionsanſpruchs den 
Vorſchriften der Kieler Normal⸗Etats beziehungsweiſe Ortsſtatuten unterworfen. 
Inwieweit die Gaardener Beamten, die nicht auf Lebenszeit angeſtellt ſind, in 
den Dienſt der Stadt Kiel zu übernehmen ſind, unterliegt ausſchließlich dem 
Ermeſſen des Magiſtrats. 

§. 9. 

Die Gemeinde Gaarden wird Entſcheidungen von weſentlicher Bedeutung 
bis zum 1. April 1901 nicht treffen, ohne vorher den Magiſtrat der Stadt Kiel 
gehört zu haben. 

u. ſ. w. 

Kiel, den 13. September 1900. 

Unterſchriften.) 
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(Sr. 10269.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinden Eckeſey, Eppenhauſen 
und Delſtern mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Hagen i. W. 
Vom 30. März 1901. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Landgemeinden Eckeſey, Eppenhauſen und Delſtern werden nach Maf- 
gabe der zwiſchen ihnen und der Stadtgemeinde Hagen i. W. unter dem 
17. Januar 1901 abgeſchloſſenen, in der Anlage abgedruckten Verträge vom 
1. April 1901 ab mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Hagen i. W. vereinigt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. : 

Gegeben Berlin, den 30. März 1901. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. ö 


Anlage 1. 


Vertrag 
zwiſchen 


der Stadtgemeinde Hagen i. W. und der Landgemeinde Eckeſeh. 


N 
Eckeſey wird vom 1. April 1901 an mit der Stadtgemeinde Hagen i. W. 
vereinigt und ſeine bisherigen Gemeindeangehörigen werden rückſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den 
Hagener Gemeindeanſtalten, den Hagener Gemeindeangehörigen gleichgeſtellt, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag Abweichendes beſtimmt wird. 


2 


2 


Mit dem Tage der Eingemeindung übernehmen die Gemeindebehörden der 
Stadt Hagen i. W. für Eckeſey die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
ſowie der den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. 

Die Gemeindebehörden von Hagen i. W. treten in alle diejenigen Rechte 
und Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und ſonſtige Beſtim— 
mungen oder durch beſondere Rechtstitel den Gemeindebehörden von Eckeſey zu- 
ſtehen oder obliegen. 

Die in Hagen i. W. beſtehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Hagen i. W. geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Eckeſey Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Vertrage 
nicht Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte (Ober-) Bürgermeiſter zu Hagen i. W. hat, ſoweit erforderlich, 
die Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Hagener Ortsſtatute, Ordnungen, 
Regulative und Gemeindebeſchlüſſe für Eckeſey zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Hagener Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeinde— 
beſchlüſſe von Eckeſey ihre Geltung. 


$. 4. 
Die Zahl der Stadtverordneten wird für die durch den Anſchluß von 
Eckeſey, Eppenhauſen und Delſtern erweiterte Stadtgemeinde Hagen um 9 ver 
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mehrt, ſo daß ſie künftig im Ganzen 45 beträgt, und nach Maßgabe der Zahl 
der ſtimmfähigen Bürger auf die einzelnen Wahlbezirke vertheilt (cfr. §. 14 der 
Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856). 

Den jetzigen drei ſtädtiſchen Wahlbezirken Hagen-Eilpe, Hagen-Altſtadt 
und Hagen-Wehringhauſen, wie ſie auf Grund einer, der Königlichen Genehmi⸗ 
gung vom 8. Oktober 1875 zu Grunde liegenden Vereinbarung zwiſchen der 
Stadt Hagen und den früheren Landgemeinden Wehringhauſen und Eilpe ſeit 
dem 1. Januar 1876 beſtehen, tritt Eckeſey als vierter Wahlbezirk nach Maf- 
gabe der Beſtimmungen des F. 14 der Städteordnung für die Provinz Weft- 
falen vom 19. März 1856 hinzu. Dagegen wird Eppenhauſen dem Wahl— 
bezirke Hagen-Altſtadt und Delſtern dem Wahlbezirke Hagen-Eilpe angeſchloſſen. 

Der neue vierte Wahlbezirk Hagen-Eckeſey ſoll zunächſt durch 9 Stadt⸗ 
verordnete vertreten fein. Für die Zeit vom 1. April bis Ende Dezember 1901 
ſollen aus den bisherigen 12 Gemeindeverordneten von Eckeſey 9 durch das Loos 
beſtimmt werden, und zwar aus jeder Abtheilung 3, welche als Stadtverordnete 
eintreten. 

Dieſe 9 Stadtverordneten ſcheiden ſämmtlich mit dem 1. Januar 1902 
aus, und es werden bei den im Herbſte 1901 erfolgenden regelmäßigen Stadt— 
verordneten-Ergänzungswahlen für den Wahlbezirk Hagen-Eckeſey alle 9 Stadt— 
verordnete auf ſechs Jahre neu gewählt. Von dieſen ſcheiden nach zwei und 
nach vier Jahren je 3 durch das Loos aus. 

Für die drei anderen Wahlbezirke ſoll eine Aenderung der Zahl der 
Stadtverordneten zunächſt nicht eintreten, ſondern es ſoll eine neue Vertheilung 
der von den einzelnen Wahlbezirken der Stadt nach Maßgabe der Zahl der 
ſtimmfähigen Bürger zu wählenden Stadtverordneten zum erſten Male bei den 
im Herbſte 1901 vorzunehmenden regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung erfolgen. 

Die Beſtimmungen dieſes §. 4 können durch Ortsſtatut abgeändert 
werden. 


§. 5. 

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen von Hagen und 
Eckeſey wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem einzigen Ganzen ver 
ſchmolzen; die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin in alle Vermögensrechte und 
Verbindlichkeiten von Eckeſey als Rechtsnachfolgerin ein. Das Stiftungs⸗ 
vermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den ſtiftungsmäßigen 
Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


F. 6. 

Die zur Zeit der Eingemeindung im Dienſte von Eckeſey ſtehenden 
Gemeindebeamten ſowie die Lehrer gehen von dieſem Zeitpunkt an mit ihrem 
Dienſteinkommen und ihren Anſprüchen auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen— 
verſorgung in den Dienſt der Stadt Hagen i. W. über. a 


SIEBERT 


8 

In Eckeſey ſoll eine ſtädtiſche Geſchäftsſtelle eingerichtet werden, die mit 
einem Polizeikommiſſar und den erforderlichen Hülfskräften beſetzt wird, und in 
welcher auch die Angelegenheiten der Invaliditätsverſicherung und des Einwohner— 
meldeamts für Eckeſey beſorgt werden. 


Es 

Die Gemeinde Eckeſey ertheilt die Zuficherung, daß fie ſich von Vollziehung 
dieſes Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten wird, welche geeignet ſein würden, 
der Stadt Hagen i. W. Nachtheile zu bringen oder die Verhältniſſe, auf Grund 
deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind, zu 
verändern, fie behält fich indeß vor, der Einverleibung noch freie Entſchließung 

vor über 
I, die Aufhebung der Ortsſatzungen, betreffend die gewerbliche Fort— 
10. September 1896, ; 


bildungsſchule in Edefey, vom — Re | 
II. die Ordnung, betreffend die Erhebung eines Zuſchlags zur Brauſteuer 
6. Oktober 1899 
13. November / 
III. den Abſchluß eines Vertrags, betreffend die Anlage einer Straßenbahn 
von der Altenhagener Brücke durch Altenhagen nach Kabel. 
Hagen, den 17. Januar 1901. 
Eckeſey, den 17. Januar 1901. 


und einer Bierſteuer in der Gemeinde Eckeſey, vom 


(Unterſchriften.) 


Anlage 2. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Hagen i. W. und der Landgemeinde Eppenhauſen. 


see 
Eppenhauſen wird vom 1. April 1901 an mit der Stadtgemeinde Hagen i. W. 
vereinigt, und feine bisherigen Gemeindeangehörigen werden rückſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den 
Hagener Gemeindeanſtalten, den Hagener Gemeindeangehörigen gleichgeſtellt, 
ſoweit nicht in dieſem Vertrag Abweichendes beſtimmt wird. 


2. 

Mit dem Tage der Eingemeindung übernehmen die Gemeindebehörden der 
Stadt Hagen i. W. für Eppenhauſen die Verwaltung der Gemeindeangelegen— 
heiten ſowie der den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. 

Die Gemeindebehörden von Hagen i. W. treten in alle diejenigen Rechte 
und Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und ſonſtige Beſtimmungen 
oder durch beſondere Rechtstitel den Gemeindebehörden in Eppenhauſen zuſtehen 
oder obliegen. 

Die in Hagen i. W. beſtehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Hagen i. W. geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Eppenhauſen Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Ver⸗ 
trage nicht Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte (Ober-) Bürgermeiſter zu Hagen i. W. hat, ſoweit erforderlich, 
die Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Hagener Ortsſtatute, Ordnungen, 
Regulative und Gemeindebeſchlüſſe für Eppenhauſen zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung der Hagener Beſtimmungen an verlieren 
die entſprechenden bisherigen Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeinde— 
beſchlüſſe von Eppenhauſen ihre Geltung. 


§. 4. 

a Die Zahl der Stadtverordneten wird für die durch den Anſchluß von 
Eckeſey, Eppenhauſen und Delſtern erweiterte Stadtgemeinde Hagen um 9 ver 
mehrt, ſo daß ſie künftig im Ganzen 45 beträgt, und nach Maßgabe der Zahl 
der ſtimmfähigen Bürger auf die einzelnen Wahlbezirke vertheilt (cfr. §. 14 

der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856). 
Den jetzigen drei ſtädtiſchen Wahlbezirken Hagen-Eilpe, Hagen-⸗Altſtadt und 
Hagen-Wehringhauſen, wie fie auf Grund einer, der Königlichen Genehmigung 
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vom 8. Oktober 1875 zu Grunde liegenden Vereinbarung zwiſchen der Stadt 
Hagen und den früheren Landgemeinden Wehringhauſen und Eilpe ſeit dem 
1. Januar 1876 beſtehen, tritt Eckeſey als vierter Wahlbezirk nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des §. 14 der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 
19. März 1856 hinzu. Dagegen wird Eppenhauſen dem Wahlbezirke Hagen- 
Altſtadt und Delſtern dem Wahlbezirke Hagen-Eilpe angeſchloſſen. 

Der neue vierte Wahlbezirk Hagen⸗Eckeſey ſoll zunächſt durch 9 Stadt— 
verordnete verkreten ſein. Für die Zeit vom 1. April bis Ende Dezember 1901 
ſollen aus den bisherigen 12 Gemeindeverordneten von Eckeſey 9 durch das 
Loos beſtimmt werden, und zwar aus jeder Abtheilung 3, welche als Stadt— 
verordnete eintreten. Dieſe 9 Stadtverordneten ſcheiden ſämmtlich mit dem 
1. Januar 1902 aus, und es werden bei den im Herbſte 1901 erfolgenden 
regelmäßigen Stadtverordneten-Ergänzungswahlen für den Wahlbezirk Hagen⸗ 
Eckeſey alle 9 Stadtverordnete auf ſechs Jahre neu gewählt. Von dieſen ſcheiden 
nach zwei und nach vier Jahren je 3 durch das Loos aus. 

Für die drei anderen Wahlbezirke ſoll eine Aenderung der Zahl der Stadt⸗ 
verordneten zunächſt nicht eintreten, ſondern es ſoll eine neue Vertheilung der 
von den einzelnen Wahlbezirken der Stadt nach Maßgabe der Zahl der ſtimm⸗ 
fähigen Bürger zu wählenden Stadtverordneten zum erſten Male bei den im 
Herbſte 1901 vorzunehmenden regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung erfolgen. N 

Die Beſtimmungen dieſes $. 4 können durch Ortsſtatut abgeändert werden. 


= 
Das geſammte bewegliche uud unbewegliche Vermögen von Hagen und 
Eppenhauſen wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem einzigen Ganzen 
verſchmolzen; die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin in alle Vermögensrechte 
und Verbindlichkeiten von Eppenhauſen als Rechtsnachfolgerin ein. Das Stiftungs⸗ 
vermögen wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den ſtiftungsmäßigen 
Zwecken nach wie vor erhalten bleiben. 


F. 6. 


Die Lehrer und Lehrerinnen von Eppenhauſen werden von dem Tage der 


Eingemeindung an nach der Hagener Beſoldungsordnung behandelt. 


7, 

Eppenhauſen ertheilt die Zuſicherung, daß es ſich von Vollziehung dieſes 
Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten wird, welche geeignet ſein würden, 
der Stadt Hagen i. W. Nachtheile zu bringen oder die Verhältniſſe, auf Grund 
deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen find, zu 
verändern. : 

Hagen, den 17, Januar 1901. 

Eppenhauſen, den 17. Januar 1901. 


(Anterſchriften.) 


Aulage 3. 


Vertrag 
zwiſchen 


der Stadtgemeinde Hagen i. W. und der Landgemeinde Delſtern. 


wi 
Delſtern wird vom 1. April 1901 an mit der Stadtgemeinde Hagen i. W. 
vereinigt, und ſeine bisherigen Gemeindeangehörigen werden rückſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den 
Hagener Gemeindeanſtalten, den Hagener Gemeindeangehörigen gleichgeftellt, ſo— 
weit nicht in dieſem Vertrag Abweichendes beſtimmt wird. 
2 


Mit dem Tage der Eingemeindung übernehmen die Gemeindebehörden der 
Stadt Hagen i. W. für Delſtern die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
ſowie der den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. 

Die Gemeindebehörden von Hagen i. W. treten in alle diejenigen Rechte und 
Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und ſonſtige Beſtimmungen oder 
durch beſondere Rechtstitel den Gemeindebehörden in Delſtern zuſtehen oder obliegen. 

SR 

Die in Hagen i. W. beſtehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeindeweſens in Hagen i. W. geltenden 
Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Delſtern Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Vertrage 
nicht Abweichendes beſtimmt wird. 

Der Erſte (Ober-) Bürgermeiſter zu Hagen i. W. hat, ſoweit erforderlich, 
die Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Hagener Ortsſtatute, 
Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe für Delſtern zu treffen. Von 
dem Tage der Einführung der Hagener Beſtimmungen an verlieren die ent— 
ſprechenden bisherigen Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe 
von Delſtern ihre Geltung. 

4. 

Die Zahl der Stadtverordneten wird für die durch den Anſchluß von 
Eckeſey, Eppenhauſen und Delſtern erweiterte Stadtgemeinde Hagen um 9 ver- 
mehrt, ſo daß ſie künftig im Ganzen 45 beträgt, und nach Maßgabe der Zahl 
der ſtimmfähigen Bürger auf die einzelnen Wahlbezirke vertheilt (cfr. $. 14 
der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856). Den 
jetzigen drei ſtädtiſchen Wahlbezirken Hagen⸗Eilpe, Hagen⸗Altſtadt und Hagen- 
Wehringhauſen, wie ſie auf Grund einer, der Königlichen Genehmigung vom 
8. Oktober 1875 zu Grunde liegenden Vereinbarung zwiſchen der Stadt Hagen 


und den früheren Landgemeinden Wehringhauſen und Eilpe feit dem 1. Januar 
1876 beſtehen, tritt Eckeſey als vierter Wahlbezirk nach Maßgabe der Be- 
ſtimmungen des $. 14 der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 
19. März 1856 hinzu. Dagegen wird Eppenhauſen dem Wahlbezirke Hagen⸗ 
Altſtadt und Delſtern dem Wahlbezirke Hagen⸗Eilpe angeſchloſſen. 

Der neue vierte Wahlbezirk Hagen-Eckeſey foll zunächſt durch 9 Stadt- 
verordnete vertreten ſein. Für die Zeit vom 1. April bis Ende Dezember 1901 
ſollen aus den bisherigen 12 Gemeindeverordneten von Eckeſey 9 durch das Loos, 
und zwar aus jeder Abtheilung 3, beſtimmt werden, welche als Stadtverordnete 
eintreten. Dieſe 9 Stadtverordneten ſcheiden ſämmtlich mit dem 1. Januar 1902 
aus, und es werden bei den im Herbſte 1901 erfolgenden regelmäßigen Stadt- 
verordneten⸗Ergänzungswahlen für den Wahlbezirk Hagen⸗Eckeſey alle 9 Stadt⸗ 
verordnete auf ſechs Jahre neugewählt. Von dieſen ſcheiden nach zwei und nach 
vier Jahren je 3 durch das Loos aus. 

Für die drei anderen Wahlbezirke ſoll eine Aenderung der Stadtverordneten 
zunächſt nicht eintreten, ſondern es ſoll eine neue Vertheilung der von den einzelnen 
Wahlbezirken der Stadt nach Maßgabe der Zahl der ſtimmfähigen Bürger zu 
wählenden Stadtverordneten zum erſten Male bei den im Herbſte 1901 vorzunehmen⸗ 
den regelmäßigen Ergänzungswahlen zur Stadtperordnetenverſammlung erfolgen. 

Die Beſtimmungen dieſes $. 4 können durch Ortsſtatut geändert werden. 


— 


JD 
Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen von Hagen und 
Delſtern wird bei der kommunalen Vereinigung zu einem einzigen Ganzen ver⸗ 
ſchmolzenz die erweiterte Stadtgemeinde tritt mithin in alle Vermögensrechte und 
Verbindlichkeiten von Delſtern als Rechtsnachfolgerin ein. Das Stiftungsvermögen 
wird hierdurch nicht berührt, muß vielmehr den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach 
wie vor erhalten bleiben. 
F. 6. 
Die Lehrer und Lehrerinnen von Delſtern werden von dem Tage der Ein⸗ 
gemeindung an nach der Hagener Beſoldungsordnung behandelt. 
8 
Delſtern ertheilt die Zuſicherung, daß es fich von Vollziehung dieſes Ber- 
trages ab aller Maßnahmen enthalten wird, welche geeignet ſein würden, der 
Stadt Hagen i. W. Nachtheile zu bringen oder die Verhältniſſe, auf Grund deren 
die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen ſind, zu verändern. 
Hagen, den 17. Januar 1901. 
Delſtern, den 17. Januar 1901. 
(Unterſchriften.) 


— — T — — 
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